Ertra: Blatt 


zum 


Amtsblatt Nro. 52. der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


— — — — 


1 Marienwerder, den 29. Dezember 1869. 


Die Porto- und Gebühren⸗Erhebung für Rückſendung des Inſinuations⸗Dokuments und 
amtliche Ausfertigungen mit Inſinuations⸗ das etwaige Landbrief⸗Beſtellgeld 
Dokument betreffend. werden erſt auf Grund des vollzogen zurückkommenden 


DAR Inſinnations⸗Dokuments von der abſendenden Behörde 
So weit den Poſtanſtalten amtliche (gerichtliche in der bei der Aufgabe⸗Poſt⸗Anſtalt geltenden Wäh⸗ 
und außergerichtliche) Verfügungen ꝛe. mit Inſi⸗ rung entrichtet. 
nuatlons Dokument zur Beſorgung übergeben Falls eine Inſinuation nicht ausgeführt werden 
werden, kommen vom 1. Januar 1870 ab im ganzen kann, it außer dem (ſogleich bei Einlieferung der Sen⸗ 
Umfange des Norddeutſchen Poſtbezirks folgende Porto⸗ dung berichtigten) Porto für den Hinweg der Verfü⸗ 
a W in Anwendung: gung ꝛc. überhaupt keine Zahlung weiter zu entrichten. 
„ das taxifmäßige Porto für den Hinweg der Ver⸗ Ar ; «ie 52 
fügung mit 1 Gr. reſp. 3 Kr. (er falle der Sanur 5 ie len ae l. 
nach Abnahme des Inſinuations⸗Dokuments mehr! krrüge dure den 9 e 
als 1 Loth wiegt, mit 2 Gr. reſp. 7 Xr.); | Das tarifmäßige Porto für den Hinweg der Ver⸗ 
2. die Juſinuations⸗Gebühr mit 1 Gr. reſp. 4 Xr.; fügung, die Inſinuations⸗Gebühr, das Porto für die 
3. das Porto für die Rückſendung des Inſinuations⸗ Rückſendung des Inſinuations⸗ Dokuments und das 
Dokuments mit 1 Gr. reſp. 3 Xr. und Jetwaige Laudbrief⸗Beſtellgeld werden in der am Orte 
im Falle die Verfügung an einen Adreſſaten im der Diſtributions⸗Poſt⸗Auſtalt geltenden Währung 
Landbeſtell⸗Vezirk der Poſt-Anſtalt des Beſtim⸗ von dem Adreſſaten der Verfügung ꝛc. eingefordert. 
mungsorts gerichtet iſt — ohne Rläckſicht auf Verweigert der Adreſſat die Berichtigung der von 
den bei der betreffenden Poſt⸗Auſtalt im Uebrigen ihm geforderten Beträge, ſo erfolgt deſſeuungeachtet die 
beſtehenden Tarif für die Landbriefbeſtellung — Inſinuirung der Verfügung an ihn; es wird voraus⸗ 
4. ein Landbriefbeſtellgeld von ½ Gr. reſp. 2 kr. geſetzt, daß die unberichtigt gebliebenen Porto- und 
Die vorſtehend bezeichneten Porto- und Gebühren⸗Gebühren⸗Beträge in ſolchem Falle auf Grund des 


Beträge find ſämmtlich Inſinuations⸗Dokuments in der bei der Poſt-Anſtalt 
entweder am Aufgabeorte geltenden Währung von der abſendenden 
von der abſendenden Behörde Behörde entrichtet werden. 
oder Hat eine Inſinnation überhaupt nicht zur Aus⸗ 
von dem Adreſſaten der Verfügung führung gebracht werden können, ſo iſt nur das Porto 


zu entrichten. Die Berechnung der Porto- u. ſ. w. für den Hinweg der Verfügung 20, bei Rückgabe der⸗ 
Beträge 1158 auch in 1 15 Inſinuations⸗ ſelben von der abſendenden Behörde zu entrichten. 
Gebühr und des etwaigen Landbrief⸗Beſtellgeldes ſtets BERN £ . ; 
in derjenigen Währung, in welcher die Poſt⸗Anſtalt 5 die Selelung A. ee 
rechnet, der die Erhebung. obliegt, mithin bei der = erfüggz e 26? fol en fol. Keen 
Zahlung durch die abſendende Behörde in der Währung oten erfolgen sol. 18 
der Poſt⸗Anſtalt des Aufgabeorts und bei der Zahlung Wenn die Beſtellung eines Briefes mit Inſinna⸗ 
durch den Adreſſaten in der Währung der Poſt⸗Anſtalt tions⸗Dokument nicht in der gewöhnlichen Tour, ſon⸗ 
des Beſtimmungsorts. dern durch expreſſen Voten erfolgen ſoll, fo tritt den 
Im Einzelnen geſtaltet ſich das Verfahren wiefoben unter! bis 3 verzeichnete Gebühren das tarif⸗ 
folgt: mäßige Expreßbeſtellgeld hinzu. EA LEN im Falle 
FVV 
ꝛc. Beträge entrichten will. ih EL 


Die abſendende Behörde entrichtet bei der Einlie⸗ a au die Verfügung an einen Adreſ⸗ 
ferung der Verfügung ꝛc. mit Inſinuations⸗ Dokument 701 1 ee ee 


zunächſt nur das Porto für den Hinweg der Verfügung. „; 5 er Ans 5 t iſt. 
Die übrigen Beträge, nämlich: , ae ee 3 t Pan: geri m 
die Inſinnations⸗Gebühr, das Porto für die Für Verfügungen ꝛc. mit Inſinuations⸗Dokument, 


welche an Adreſſaten im eigenen Drt3-Beftellbezirk 

der Aufgabe⸗Poſt⸗Anſtalt gerichtet ſind, kommt 

1. die gewöhnliche Beſtellgebühr für Briefe aus dem 
Orte an Adreſſaten im Orte ſelbſt (Stadtbriefe) und 

2. die Inſinuations⸗Gebühr von 1 Gr. reſp. 4 Kr. 

zur Anwendung. 

Für Verfügungen ꝛc. mit Juſinuations⸗Dokument, 
welche au Adreſſaten im eigenen Land⸗Beſtellbezirk 
der Aufg abe⸗Poſt⸗Anſtalt gerichtet ſind, kommt 
1. ein Landbriefbeſtellgeld von ½ Gr. reſp. 2 Kr. und 
2. die Inſinuations⸗Gebühr von 1 Gr. reſp. 4 Xr. 
zur Anwendung. 

Wenn die abſendende Behörde die Beträge zahlen 
will, daun iſt die Beſtellgebühr gleich bei der Einlie⸗ 
ferung der Sendung zu entrichten, wonächſt die Inſi⸗ 
nuations⸗Gebühr bei der Rückkunft des vollzogenen 
Inſinuations⸗Dokuments zu entrichten iſt. 

Bei frankirten Stadtbriefen in größerer 
Zahl treten die üblichen Ermäßigungen der Beſtell⸗ 
gebühr ein. 


W. Poſtamtliche Anforderungen an die 
äußere Beſchaſfenheit der Briefe mit In⸗ 
ſinuatious⸗Dokument. 


Die gegen Behändigungsſchein zu inſinui⸗ 


renden Verfügungen ꝛc. müſſen in Briefform zur Poſt 


geliefert werden. Gelder oder Gegenſtände von Werth 
dürfen ſolchen Verfügungen 2c. nicht beigefügt ſein; 
ebenſowenig darf Poſtvorſchuß auf dergleichen Sen⸗ 
dungen entnommen werden. 

Verſügungen ꝛc., welche nicht an eine Perſon 
adreſſirt ſind, ſondern mehreren auf der Adreſſe 
nachbenannten Perſonen nacheinander als Umlauf 
inſinuirt werden ſollen (Currenden) werden von den 
Poſt⸗Anſtalten zur Beſorgung nicht übernommen. 

Der Verfügung muß das Formular zum Be: 
händigungsſchein offen beigefügt fein. Die Adreſſe 
der Verfügung wird von der abſendenden Behörde 
mit dem Vermerk „Portopflichtige Dienſtſache“ und 
mit dem Zuſatz „hierbei ein Poſt⸗Inſinuations⸗Doku⸗ 
ment“ verſehen. Die Verfügung muß mit dem Dienſt⸗ 
ſiegel der abſendenden Behörde verſchloſſen ſein. Einzeln 
ſtehende Beamte, welche ein ſolches nicht führen, haben 
unter dem Vermerk „Portopflichlige Dienſtſache“ die 
„Ermangelung eines Dienſtſiegels“ mit Unterſchrift 
des Namens und Beiſetzung des Amts⸗Characters zu 
beſcheinigen. 

Wenn die Porto⸗ u. ſ. w. Beträge durch die 
abſendende Behörde entrichtet werden, tritt dem auf 
der Adreſſe der Verfügung enthaltenen Vermerk „Porto⸗ 
pflichtige Dienſtſache“ noch die Bezeichnung „frei“ hinzu. 

Auf die Außenſeite des zuſammengefalteten 
Formulars zum Behändigungsſchein muß gleich 
von der abſendenden Behörde die für die Rückſendung 
erforderliche Adreſſe geſetzt fein; doch iſt hier der Zu⸗ 


ſatz „Portopflichtige Dienſtſache“ nicht nöthig und jeden 
Falls ein Franco⸗Vermerk von der abſendenden 
Behörde nicht hinzuzuſetzen. 

Behörden, welche das Porto u. ſ. w. für die 
von ihnen frankirt abzuſendenden Briefe u. ſ. w. 
durch ein Averſum entrichten, haben in Fällen, 
in welchen nicht der Adreſſat die Beträge entrichten 
ſoll, die Briefe mit Inſinuations⸗ Dokument und das 
Formular zum Behändigungsſcheine lediglich mit dem 
für die Averſionirung anwendbaren, anderweit 
beſtimmten Vermerke zu verſehen. 


. Behandlung der Verfügungen ꝛc. mit 
Inſinuations⸗Dokument in reinen Bundes⸗ 
Dienſtangelegenheiten u. ſ. w. 


Für Verfügungen ꝛc. mit Inſinuations⸗Dokument 
in reinen Bundes⸗Dienſtangelegenheiten und 
ſolchen Tonftigen Angelegenheiten, welche nach dem 
Geſetze vom 5. Juni 1869, die Portofreiheiten im 
Gebiete des Norddeutſchen Bundes betreffend, noch 
portofrei ſein werden, kommt nur die Inſinuations⸗ 
Gebühr von 1 Gr. resp. 4 Xr. zur Erhebung. Porto 
für den Hinweg der Verfügung, Porto für die Ruck⸗ 
ſendung des Dokuments und Land ⸗Briefbeſtellgeld 
bleiben dagegen außer Anſatz. Die Verfügungen ſind 
auf der Adreſſe mit der betreffenden portofreien Be⸗ 
zeichnung zu verſehen; dieſelbe Bezeichnung muß : noch 
auf der Außenſeite des Inſinuations⸗Dokuments ent⸗ 
halten ſein. 

Wenn die abſendende Behörde die Inſinuations⸗ 
Gebühr entrichten will, iſt dem portofreien Rubrum 
auf der Adreſſe der Verfügung und auf dem Inſinua⸗ 
tions⸗Dokumente ein bezüglicher Vermerk beizufügen, 
. B. „Inſinuations⸗Gebühr zahlt Abſender“; die Ge⸗ 
bühr wird alsdann bei Rückgabe des vollzogenen 
Dokuments eingezogen. Findet ſich ein ſolcher Ver⸗ 
merk nicht vor, dann wird die Inſinuations⸗Gebuhr 
vom Adreſſaten eingefordert. Weigert ſich der Adreſſat, 
die Inſinuations⸗Gebühr zu zahlen, ſo wird dies die 
Ausführung der Inſinuation nicht hindern, die Inſi⸗ 
nuations⸗Gebühr wird vielmehr in ſolchem Falle von 
der abſendenden Behörde eingezogen werden. 

Briefe mit Inſinuations⸗Dokument nach dem 
eigenen Orts- oder nach dem eigenen Land⸗ 
Beſtellbe zirk der Aufgabe⸗-Poſtanſtalt werden, 
auch wenn dieſelben mit einem portofreien Rubrum 
verſehen ſind, lediglich nach den Beſtimmungen sub IV. 
behandelt, ſo daß im Vergleich damit hierbei keine 
Erleichterung ſtattfindet. 


Vorſtehendes wird hierdurch zur Kenntniß und 
Beachtung der betheiligten Behörden mitgetheilt. 
Marienwerder, den 28. December 1869. 
Königliche Regierung. 


Druck der Kante ven Hoſbuchdruckerei. 


